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Gewalt und 
Verkehrs- 
unfälle als  
Folge von  
Alkohol- und 
Drogenkonsum 
 
 

Schützt Kinder vor 
Eltern mit Drogen-
problemen 
 
Behörden haben 2011 in 
16’200 Fällen Kindesschutz-
massnahmen ergreifen müs-
sen. Noch nie waren so viele 
Eltern mit ihren Kindern über-
fordert oder gefährdeten diese 
gar an Leib und Leben. Die 
Zahl der Kindesschutzmass-
nahmen hat seit 2002 um über 
50% zugenommen. Dies zeigt 
die Statistik der Konferenz für 
Kindes- und Erwachsenen-
schutz. Besonders stark nah-
men die Erziehungsbeistand-
schaften zu. Dabei wird Fami-
lien ein Sozialarbeiter zugeteilt. 
Gründe für die Zunahme 
seien die gestiegene Schei-
dungsrate sowie Suchtprob-
leme und Gewalt. 
 
search.ch, 8. August 2012 

 
 

 

Schützt die Bevölke-
rung vor berausch-
ten Verkehrsteilneh-
menden 
 
Walliser Autofahrer bauen un-
ter Alkoholeinfluss und Berner 
Autofahrer unter Drogenein-
fluss am meisten Unfälle. 
 
Autofahrer aus Bern gehören 
gemäss einer Studie der Sonn-
tagszeitung zu den gefähr-
lichsten der Schweiz. Bei Un-
fällen unter Drogeneinfluss 
nehmen Lenkerinnen und Len-
ker mit Kennzeichen BE sogar 
die Spitzenposition ein. 
 
Grundlage für diese Schluss-
folgerung bildet die Auswer-
tung aller 54‘916 Unfallproto-
kolle des Jahres 2011. Im Ver-
hältnis zu den registrierten 
Fahrzeugen haben Autofahrer 
aus Bern, Appenzell Innerho-
den und Luzern am meisten 
Unfälle mit Toten und Verletz-
ten verursacht. 
 
31,9 Unfälle pro 10‘000 
Fahrzeugen 
Pro 10‘000 registrierte Fahr-
zeuge kam es vergangenes 
Jahr im Kanton Bern zu 31,9 
Unfällen mit Personenschäden. 
Oder anders gesagt: Rund eins 
von 300 im Kanton registrier-
ten Fahrzeugen war 2011 in 
einen Unfall mit Personen-
schaden verwickelt. Mehr gab 
es einzig in Innerrhoden, näm-
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lich 35,2 auf 10‘000 Fahrzeu-
ge. Zum Vergleich: Uri ist 
Schlusslicht mit 13,3, Zürich 
liegt mit 23,5 im Mittelfeld. 
 
Berner Blaufahrer mit Re-
kordwert 
Ebenfalls untersucht wurden 
die Zahlen zu Unfällen mit 
Trunkenheit oder Drogen am 
Steuer. Auch wenn der Kanton 
Bern mit 7,7 Unfällen auf 
10‘000 registrierte Fahrzeuge 
bei den Unfällen unter Alko-
holeinfluss nicht zuvorderst 
mitmischt (der Spitzenplatz 
gebührt dem Wallis mit einer 
Quote von 13,8), bleibt er 
nicht ungenannt: Bei einem 
Mann aus dem Kanton Bern 
wurde der Rekordwert von 
4,32 Promille gemessen. Das 
ist ein Wert, bei dem ein 
Mensch normalerweise schon 
im Koma liegt. 
 
Bedenkliche Spitzenposi-
tion 
Bei den Unfällen „durch Len-
ker unter dem Einfluss von an-
deren Drogen“ taucht das 
Berner Autokennzeichen wie-
der besonders oft auf: 1,4 Un-
fälle auf 10‘000 Fahrzeuge 
bedeutet Rang 1. 
 

Berner Oberländer, 29. Mai 2012 

 

 
Wegen belasteter 
Vergangenheit und 
Drogen vorläufig 
nicht bestraft 
 
Psychiatrie prüft, ob Die-
be wussten, was sie ta-
ten. 
 
Die Liste der Untaten der bei-
den Männer ist lang. Das Re-
gionalgericht Bern-Mittelland 
hat erkannt, dass sie fast 50-
mal in Häuser eingebrochen 
sind, oder dies wenigstens ver-
sucht haben. Doch weil ihre 
belastete Vergangenheit 

und Drogen zu berücksich-
tigen sind, soll nun eine 
Psychiaterin klären, ob und 
wie weit sie zurechnungs-
fähig sind. 
 
Im Winter vor zweieinhalb Jah-
ren waren sie in der Region 
Bern und im Solothurnischen 
auf Einbruchstour unterwegs. 
Allerdings mit oft kläglichem 
Erfolg. Häufig scheiterten sie 
an den Türen oder Fenstern 
oder fanden nichts Verwertba-
res. 
 
Die beiden Männer sind 26 
und 27 Jahre alt. Der eine 
stammt aus Portugal, der an-
dere aus Bosnien-Herzego-
wina. Aufgewachsen sind sie 
in der Schweiz. Vor allem der 
ältere hat eine triste Heimkar-
riere samt sexuellem Miss-
brauch hinter sich. Aber auch 
die nähere Vergangenheit und 
die Gegenwart sind grau. In-
tegrationsprojekte reihen sich 
an abgebrochene Anlehren, 
welche unterbrochen wurden 
wegen Stress mit dem Chef. 
Vor dem Regionalgericht stan-
den nicht abgefeimte Kriminel-
le, sondern zwei Männer, die 
mehr schlecht als recht durchs 
Leben stolpern. Das hat denn 
auch Gerichtspräsident Urs 
Herren und die zwei Laienrich-
terinnen bewogen, dem Pro-
zess mit dem psychiatrischen 
Gutachten eine weitere 
Schlaufe anzuhängen. 
 

Berner Zeitung, 5. Oktober 2012 

 
 

Messerstecher stand 
unter Einfluss von 
Kokain 
 
Der Mann, der im Zusammen-
hang mit dem Tötungsdelikt in 
Lausanne verhaftet worden ist, 
hat die Tat gestanden. Der 
Schweizer gab an, unter dem 
Einfluss von Alkohol und Koka-
in einen Mann erstochen zu 
haben, wie der zuständige 

Staatsanwalt auf Anfrage sag-
te. 
 
Nach Angaben des Staatsan-
walts hatte unmittelbar vor 
dem Tötungsdelikt ein Mann, 
der mit einer Gruppe unter-
wegs gewesen war, einen 
Mann, der zu einer anderen 
Gruppe gehörte, nach einem 
Feuerzeug gefragt. Ob dies der 
Anfang der verhängnisvollen 
Auseinandersetzung war, ist 
aber noch nicht klar. 
 
Der geständige Täter erstach 
am frühen Samstagmorgen im 
Zentrum Lausannes einen rund 
dreissigjährigen Mann aus Por-
tugal. Neben dem mutmassli-
chen Täter wurden zwei weite-
re Männer unbekannten Altes 
festgenommen und in Unter-
suchungshaft gesetzt. Diese 
stammen aus Spanien und 
dem Irak. 
 
Der Place de l’Europe liegt im 
Zentrum des Lausanner Nacht-
lebens. Dort war es in den 
Stunden nach der Schliessung 
der Ausgehlokale um 3 Uhr 
schon mehrmals zu gewalttä-
tigen Auseinandersetzungen 
gekommen. 
 

Schweizerische Depeschenagentur, 7. Au-
gust 2012 

 
 

Der Lucie-Mörder, 
ein chronischer Kif-
fer, Alkohol- und 
Kokainkonsument 
 
Der arbeitslose, drogensüchti-
ge Koch Daniel H. wurde nach 
einem Gewaltdelikt, bei wel-
chem eine Frau beinahe getö-
tet wurde, in die Arbeitserzie-
hungsanstalt Arxhof eingewie-
sen. Wie Daniel H. aussagte, 
habe er 2003 vor der Tat sexu-
elle Fantasien mit dem späte-
ren Opfer gehabt. Obschon 
D.H. in den vier Jahren im 
Arxhof intensiv, aber ohne Er-
folg therapiert worden war, 
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wurde er auf freien Fuss ge-
setzt. D.H. gab bei der Ge-
richtsverhandlung zu Protokoll, 
dass er kurz vor der Tat, am 4. 
März 2009 gemerkt hätte, 
dass es mit seinem Alkohol- 
und Kokainkonsum nicht wei-
tergehen könne und deshalb 
der Bewährungshilfe angeru-
fen habe. Auch habe er die 
Entzugsklinik Neuenhof aufge-
sucht, doch weil er eine halbe 
Stunde zu spät gekommen sei, 
sei er abgewiesen worden. 
Auch der Therapeut der Straf-
anstalt Lenzburg, in welcher 
D.H. seit drei Jahren einsitzt, 
sagt aus, dass D.H. auch im 
Strafvollzug mit seinem Dro-
genkonsum nicht aufhöre. Es 
sei einfach, im Gefängnis zu 
Cannabis zu kommen, gab 
D.H. zu Protokoll. 
 
Es ist unverständlich wie 
auch hier der Zusammen-
hang zwischen Drogen und 
Gewalt ausgeklammert 
wird. Wir Eltern gegen Dro-
gen fordern, dass nur dro-
genabstinente Gefängnisin-
sasse, die während ihrer 
Haft beweisen, dass sie 
drogenfrei Leben gelernt 
haben, wieder auf freien 
Fuss gesetzt werden dür-
fen. 
 
Schweizerische Vereinigung Eltern gegen 
Drogen 

 
 
 
 
 
 
 

Vielen Dank 
für Ihre Spende 
 

auf PC 30-7945-2 
 
Schweizerische Vereinigung 
Eltern gegen Drogen 
Postfach 8302 
3001 Bern 
 
 

Der Fall Breivik 
wirft Grund-
satzfragen auf 
 
Im Richterstaat Schweiz ent-
scheiden die Gerichte immer 
häufiger via Einzelfälle auch 
über Grundsatzfragen. Oft ge-
schieht dies aufgrund von Ex-
pertengutachten oder Ex-
pertenmeinungen. Doch diese 
können – wie der Fall Breivik in 
Norwegen zeigt – diametral 
auseinandergehen. Gerichts-
entscheide hängen davon ab, 
welchem Experten das Gericht 
Glauben schenkt, bzw. genau 
genommen, welche Experten 
es überhaupt beizieht. Dies 
wiederum hängt von der ideo-
logischen Ausrichtung der Ge-
richte ab. Angesichts des ex-
pertenabhängigen richterli-
chen Sachverstands ist die par-
teipolitisch ausgewogene Zu-
sammensetzung von Richter-
gremien äusserst wichtig. 
 
Ist der Attentäter Breivik 
zurechnungsfähig oder 
nicht? 
Der norwegische Attentäter 
Anders Behring Breivik hat 77 
Menschen getötet, nun wird 
ihm der Prozess gemacht. Ob 
er für seine Tat ins Gefängnis 
oder in die Psychiatrie kommt, 
hängt davon ab, ob er für zu-
rechnungsfähig erklärt wird 
oder nicht. Über diese Fragen 
entscheidet das Gericht auf-
grund von in Auftrag gegebe-
nen Expertengutachten. Die 
Experten sind sich allerdings 
uneinig: In einem ersten Gut-
achten wurde er für nicht zu-
rechnungsfähig erklärt, ein 
nunmehr zweites Gutachten 
sagt das Gegenteil. Gestützt 
auf das eine oder das andere 
der beiden widersprüchlichen 
Gutachten wird das Gericht 
entscheiden. 
Ob Breivik lebenslang im Ge-
fängnis oder in der Psychiatrie 

landet, ist hier nicht von Be-
lang. Beunruhigender ist – los-
gelöst von der Frage Breivik – 
die grosse Abhängigkeit der 
Gerichte von Expertenmeinun-
gen. Die stets so hochgejubel-
te Unabhängigkeit der Justiz 
beschränkt sich allzu oft dar-
auf, welcher Expertenmeinung 
die Gerichte letzten Endes 
mehr Glauben schenken. Doch 
eigentlich hängen die auf Ex-
pertenmeinungen beruhenden 
Urteile sehr davon ab, welche 
Experten die Gerichte denn 
überhaupt beiziehen. Die Fra-
ge geht weit über den engeren 
Bereich der Psychiatrie hinaus. 
 
Es geht nicht um die Par-
teigutachten 
Eines ist klar: Die Anklage wird 
in einem Prozess stets Exper-
tengutachten vorlegen und Ex-
perten in den Zeugenstand ru-
fen, welche die dem Beschul-
digten zur Last gelegten An-
klagepunkte belegen, ja gar 
begründen sollen. Die Verteidi-
gung wird mit ihren Experten 
das Gegenteil tun, um den 
Angeklagten möglichst von je-
der Schuld freizusprechen oder 
zumindest mildernde Umstän-
de geltend zu machen. In bei-
den Fällen handelt es sich um 
als solche erkennbare Partei-
gutachten. Wie aber steht es 
um die Unabhängigkeit der Ex-
perten, welche die unabhängi-
gen Gerichte selber bestellen?  
Bei den von den Gerichten zu-
gezogenen Experten handelt 
es sich meist um bekannte 
Leute, deren ideologischer 
Standpunkt fest steht. Deren 
Haltung ist bekannt, und somit 
ist es auch der mutmassliche 
Tenor deren (erwarteten) Ex-
pertenmeinungen. Es kommt 
somit ausschlaggebend darauf 
an, welche Experten das Ge-
richt auswählt, um zum (er-
wünschten (?) Resultat zu ge-
langen. Je nach ideologischer 
Ausrichtung des Richtergremi-
ums kommen die einen oder 
anderen Experten zum Zuge. 
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Der Beispiele gibt es ge-
nug 
Verwahrungsfälle: Das Schwei-
zer Volk hat 2004 entschieden, 
dass in genau umrissenen Fäl-
len eine lebenslängliche Ver-
wahrung der Straftäter zu er-
folgen hat. Dazu ist es kaum je 
gekommen, weil unsere Ge-
richte aufgrund der Gutachten 
der üblichen, allzu bekannten 
gutmenschlichen Experten 
immer wieder zum Schluss ge-
langten, es bestehe der Hauch 
einer Chance einer Besserung 
des Täters (es könnte ja viel-
leicht sein, dass er dasselbe 
nicht wieder tun könnte…). 
Die Reihe von Beispielen liesse 
sich problemlos erweitern. Wir 
leben leider nunmehr in einem 
eigentlichen Richterstaat. Rich-
ter bestimmen so quasi alles 
hier im Lande, und ihre Ent-
scheide gründen sie auf Exper-
tenmeinungen; auf den Mei-
nungen jener Experten, die sie 
selber zu solchen bestimmt 
haben; auf Expertenmei-
nungen, die ihrem politischen 
Credo entsprechen und deren 
Gutachten oder Meinungen sie 
dann gerne als die eigene 
Meinung wiedergeben. 
 
Richterwahlen sind keine 
Nebenkriegsschauplätze 
Regierungswahlen (vor allem 
Bundesratswahlen) sind von 
grösstem öffentlichem Interes-
se. Parlamentswahlen sind es 
auch. Richterwahlen hingegen 
sind zumeist nur Nebenkriegs-
schauplätze, die Parlamente 
winken die Vorschläge zumeist 
routinemässig durch und nie-
mand nimmt Notiz davon. Zu 
Unrecht. Vielmehr müssten wir 
uns vermehrt fragen, welche 
Richter denn in unserem Rich-
terstaat die Geschicke des 
Landes bestimmen und welche 
Experten die gewählten Richter 
beiziehen, um ihre persönliche 
Meinung durchzusetzen.  
 

Aus: Die Idee 3/12, von Dr. rer. publ. HSG 
Rolando Burkhard, Bern  

 

Marihuana 
verdoppelt das 
Risiko für 
Frühgeburten 
 
Eine internationale Stu-
die kommt zum Schluss, 
dass Frauen, die Marihu-
ana konsumieren, mit 
mehr als doppelter Wahr-
scheinlichkeit eine Früh-
geburt erleiden. 
 
Eine breit angelegte internati-
onale Studie unter Leitung von 
Wissenschaftlern der Universi-
tät Adelaide hat ergeben, dass 
es bei Frauen, die Marihuana 
konsumieren, mit mehr als 
doppelter Wahrscheinlichkeit 
zu einer Frühgeburt kommen 
kann. 
Eine vorzeitige Geburt oder 
Frühgeburt – mindestens drei 
Wochen ehe die Geburt des 
Kindes fällig wäre – kann zu 
schwerwiegenden und lebens-
bedrohlichen Gesundheits-
problemen für das Neugebo-
rene führen, sowie später, zu 
einer erhöhten Anfälligkeit für 
Herzprobleme und Diabetes. 
 
Eine Studie mit mehr als 3'000 
schwangeren Frauen in Ade-
laide, Australien, und in Auck-
land, Neuseeland, ermittelte 
die häufigsten Risikofaktoren 
für eine Frühgeburt. 
 
Das Forscher-Team unter der 
Leitung von Professor Guss 
Dekker vom Robinson Institute 
der Universität Adelaide und 
des Lyell McEwin Krankenhau-
ses zählt folgende Risikofakto-
ren für eine spontane Frühge-
burt auf: 

 Familiengeschichte betref-
fend Untergewicht bei 
Neugeborenen (fast sechs-
faches Risiko); 

 Konsum von Marihuana vor 
der Schwangerschaft (mehr 
als doppeltes Risiko); 

 Mutter mit Präeklampsie-
Vorgeschichte (mehr als 
doppeltes Risiko); 

 Familiengeschichte betref-
fend vaginale Blutungen 
(mehr als doppeltes Risiko); 

 Mutter mit Diabetes Typ 1 
oder 2 (mehr als doppeltes 
Risiko). 

 
Das Team entdeckte auch die 
folgenden Höchstrisikofakto-
ren für vorzeitiges Reissen von 
Membranen mit Geburtsfolge: 

 Schwacher Bluthochdruck, 
der keine Behandlung er-
fordert (fast 10fach erhöh-
tes Risiko); 

 Wiederkehrende Schwan-
gerschaftsdiabetes in der 
Familie (8fach erhöhtes Ri-
siko); 

 Gewisse Formen hormonel-
ler Fertilitätsbehandlungen 
(fast 4fach erhöhtes Risiko); 

 Ein Body-Mass-Index von 
weniger als 20 (mehr als 
doppeltes Risiko). 

 
"Unsere Studie hat ergeben, 
dass die Risikofaktoren für 
beide Arten von vorzeitiger 
Niederkunft erheblich variie-
ren, abhängig von einer Viel-
zahl von Gesundheitszustän-
den und Vorbedingungen“, 
sagt Professor Dekker, unter 
dessen Federführung die Stu-
die entstand 
 
"Ein besseres Verständnis der 
Risikofaktoren für eine vorzei-
tige Niederkunft bringt uns der 
Möglichkeit einen Schritt nä-
her, einen Test zu entwickeln, 
– genetisch oder anderweitig – 
der uns dabei hilft, das Risiko 
einer Frühgeburt genauer zu 
bestimmen. “Längerfristig 
geht es uns darum, den Schutz 
für Leben und Gesundheit von 
Neugeborenen Kindern zu er-
höhen“, sagt er. 
 

UNIVERSITÄT ADELAIDE, 21. Juli 2012 
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Straferlass 
oder Strafmin-
derung bei 
verminderter 
Schuldfähig-
keit 
 
Interview mit Andrea 
Geissbühler, Nationalrä-
tin, Polizistin und Co-
Präsidentin des Dachver-
bandes Drogenabstinenz 
Schweiz 
 
Frage 1: 
Sie haben im Nationalrat 
eine parlamentarische Initi-
ative eingereicht mit der 
Forderung, den Artikel 19 
StGB über den Straferlass 
bei Schuldunfähigkeit bzw. 
die Strafmilderung bei ver-
minderter Schuldfähigkeit 
des Täters zu streichen. 
Ebenfalls wollten Sie den 
Artikel 20 StGB eliminieren, 
das heisst, die Anordnung 
von Begutachtungen durch 
die Untersuchungsbehörde 
oder das Gericht sollte in 
Zukunft wegfallen. 
Was ist Ihre Begründung für 
diese Forderung? 
 
Mit meiner parlamentarischen 
Initiative möchte ich die Artikel 
19 und 20 des Strafgesetzbu-
ches streichen. Bei Artikel 19 
geht es um die Strafmilderung 
bei verminderter Schuldfähig-
keit des Täters. War der Täter 
zur Zeit der Tat nicht fähig, das 
Unrecht seiner Tat einzusehen 
oder gemäss dieser Einsicht zu 
handeln, so ist er nicht straf-
bar. Bei Artikel 20 geht es um 
die Gutachten. Er lautet: "Be-
steht ernsthafter Anlass, an 
der Schuldfähigkeit des Täters 
zu zweifeln, so ordnet die 
Untersuchungsbehörde oder 
das Gericht die Begutachtung 

durch einen Sachverständigen 
an." 
Diese zwei Artikel dienen nur 
dem Schutz des Täters; damit 
muss nun Schluss sein. Es gibt 
unzählige Urteile, bei welchen 
Straftäter straffrei davonkom-
men. Nur drei Beispiele: 
 
Ein Amokläufer bleibt straf-
frei. Ein Mann schoss in Ba-
den in einem Restaurant 
fünf Menschen an; ein 
Mann starb. Nun wurde das 
Verfahren eingestellt, weil 
der Täter zur Tatzeit an-
scheinend schizophren und 
daher schuldunfähig war. 
 

Ein Messerstecher wird 
freigesprochen. Ein Mann 
hatte ohne Grund mit ei-
nem Messer siebenmal auf 
einen anderen Mann einge-
stochen. Da der Messerste-
cher psychisch angeschla-
gen war, wird er freige-
sprochen. 
 

Eine Frau erstach ihren Ex-
Freund. Sie bekam nur vier 
Jahre Gefängnis, weil sie 
bei der Tat unter Kokainein-
fluss gestanden sei. 
 
Dies darf doch einfach nicht 
sein: Die gefährlichsten 
Verbrecher kommen mit nur 
kleinen Strafen oder sogar 
straffrei davon! Die Gutach-
ten kosten sehr viel Geld und 
verzögern den Prozess. Sie sind 
nur für den Täter gut, denn 
Gutachten bedeuten fast im-
mer eine Strafmilderung. Ich 
bin der Meinung, dass wir gar 
keine solchen Gutachten brau-
chen, denn auch für eine ge-
wöhnliche Bürgerin oder einen 
gewöhnlichen Bürger ist es 
klar, dass ein Mörder und Ver-
gewaltiger psychisch krank ist. 
Ebenfalls katastrophal ist die 
Strafmilderung, denn die Straf-
täter, welche psychisch krank 
sind oder unter Drogen- oder 
Alkoholeinfluss andere Men-
schen umbringen oder schwer 

verletzen, sind für die Allge-
meinheit gefährlich und gehö-
ren weggesperrt. Eine Straf-
milderung in solchen Fällen ist 
höchst fahrlässig und gefähr-
det die Sicherheit der Bevölke-
rung. Man weiss z. B. ganz 
genau, dass Triebtäter nicht 
therapierbar sind. Trotzdem 
lässt man sie immer wieder 
frei. Oft verüben sie dann wie-
der die gleichen Verbrechen. 
Denkt eigentlich auch je 
jemand an die Opfer? 
Die Richter haben auch ohne 
diese zwei Artikel genug 
Handlungsspielraum, da es für 
jedes Delikt ein Minimalstraf-
mass ohne eine obere Limite 
gibt. Es muss auch festgestellt 
werden, dass heute ungefähr 
70% aller Straftaten mit der 
Minimalstrafe belegt werden. 
Dies muss sich ändern. Die Ini-
tiative für die Wiedereinfüh-
rung der Todesstrafe muss 
hellhörig machen. Auf das Le-
ben der Opfer haben solche 
schweren Delikte erhebliche 
Auswirkungen. Die Lebensqua-
lität der Betroffenen wird mas-
siv beeinträchtigt. Solche Unta-
ten dürfen nicht als Bagatellen 
behandelt werden. Die Gesell-
schaft erwartet, dass Unrecht 
aufgearbeitet, bewältigt und 
gesühnt wird. Die Strafe ist 
psychologisch ein ganz wichti-
ger Teil dieser Bewältigung 
und damit der Wiederherstel-
lung der Gerechtigkeit, denn 
nebst dem Bedürfnis nach Si-
cherheit haben wir auch ein 
Bedürfnis nach Gerechtigkeit. 
Der Gerechtigkeitssinn liegt 
unserem Rechtsstaat zu-
grunde. Gehen Täter straf-
frei aus, so geht letztlich 
das Vertrauen in den 
Rechtsstaat verloren. Des-
halb ist es nicht richtig, Täter 
mit den Artikeln 19 und 20 
des Strafgesetzbuchs zu schüt-
zen. Wir müssen die Opfer 
schützen, dann würde die 
extreme Forderung nach 
der Todesstrafe kaum ent-
stehen. Das Gesetz muss kor-
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rigiert werden. Der Täter-
schutz muss zugunsten des 
Opferschutzes abgebaut 
werden. 
 
Frage 2: 
Wurden Sie in Ihrer berech-
tigten Initiative unter-
stützt? 
 
Ja, mein Parteikollege Alf-
red Heer hat folgendes 

festgestellt: „Es gibt in der 
Praxis konkrete Beispiele, in 
denen es zu schlimmen Taten 
gekommen ist. Ein Beispiel aus 
dem Kanton Zürich möchte ich 
erwähnen, den Taximord in 
Wetzikon: Der Täter hatte be-
reits einmal einen Polizisten 
mit einem Messer schwer ver-
letzt und wurde freigespro-
chen; es wurde eine Mass-
nahme angeordnet, da er nicht 
schuldfähig war. Er war nicht 
schuldfähig, weil er als dro-
gensüchtiger Mensch galt. 
Diese Massnahme hat dazu 
geführt, dass keine Strafe aus-
gesprochen worden ist. Der 
Täter wurde von der Polizei 
danach oftmals wieder verhaf-
tet, weil er auffällig geworden 
war; die Polizei konnte aller-
dings keine Vorstrafe feststel-
len, da ja eine Massnahme 
nicht zu einer solchen führt. 
Das Endresultat war dann, 
dass der Mann unter starkem 
Drogeneinfluss einen Taxifah-
rer brutal hinrichtete. Die da-
malige Massnahme wurde 
auch nicht zu Ende geführt. Es 
konnte auch nicht auf eine 
nachträgliche Verwahrung zu-
rückgegriffen werden, respek-
tive es dauerte zu lange, bis 
diese hätte ausgesprochen 
werden können, da selbstver-
ständlich der ganze Rechtsmit-
telzug zur Anwendung kam. 
Mit anderen Worten: Es ist 
eben so, dass die Schuldfähig-
keit anders beurteilt werden 
muss, als dies heute der Fall 
ist. Die Mehrheit sagt ja selber, 
dass die Beurteilung des Täters 
von sogenannten Fachperso-

nen vorgenommen wird. Dabei 
handelt es sich in der Mehrzahl 
um Psychiater, welche ein tä-
terfreundliches Bild erstellen, 
was dazu führt, dass keine 
Strafen, sondern Massnahmen 
angeordnet werden, was die 
Sicherheit der Bevölkerung 
nicht erhöht. 
Es geht auch darum, dass die 
Sühne respektive die Interes-
sen der Opfer besser berück-
sichtigt werden, aber vor allem 
geht es darum, dass diese po-
tenziell hochgefährlichen Täter 
weggesperrt werden. Das ist 
eigentlich das zentrale Anlie-
gen, das ist der Kern dieser Sa-
che. Wenn Täter eine Mass-
nahme bekommen, wenn sie 
also schuldunfähig sind, dann 
laufen sie bald wieder frei her-
um. Eine Massnahme kann 
beispielsweise eine stationäre 
Therapie von einem oder zwei 
Jahren sein; danach werden sie 
wieder freigelassen. 
Es geht tatsächlich um den 
Schutz der Bevölkerung vor 
Straftätern, welche irrational 
handeln und teilweise schuld-
unfähig sind, weil sie die 
Schuldunfähigkeit selber verur-
sacht haben. Das ist ein we-
sentlicher Punkt. Niemand 
muss Alkohol bis zum Umfal-
len trinken oder Drogen kon-
sumieren, bis er nicht mehr 
weiss, was er tut; wenn er 
dann als schuldunfähig gilt, ist 
das eine Verdrehung der Tat-
sachen.“ 
 
Frage 3: 
Ist somit anzunehmen, dass 
Ihre parlamentarische Initia-
tive angenommen wurde? 
 
Leider wurde diese mit 102 zu 
57 Stimmen mit der nachfol-
genden Begründung abge-
lehnt: 
„In der Gesellschaft herrscht 
tatsächlich ein gewisses Unbe-
hagen, wenn Medien berich-
ten, dass Straftäter straffrei 
davonkommen, weil sie zur 
Tatzeit schuldunfähig waren. 

Diese verbreitete Wahrneh-
mung ist nicht zu bestreiten. 
Sie kann aber kaum gewichtet 
werden, weil sie auf der Selek-
tion der Medien beruht, die 
schliesslich der Empörungsge-
sellschaft Nahrung verschaffen 
und das Gerechtigkeitsgefühl 
der Konsumenten ansprechen 
wollen. Die Gesellschaft erwar-
tet, dass Unrecht aufgearbeitet 
und bewältigt und dass Schuld 
gesühnt wird. Die Strafe ist 
psychologisch ein ganz wichti-
ger Teil dieser Bewältigung 
und damit der Wiederherstel-
lung der Gerechtigkeit. Diese 
Gefühle sind verbreitet, und 
der Ruf nach gerechter Strafe 
erfolgt häufig. Oft gründen die 
Wünsche nach Sühne sogar in 
einem Rachebedürfnis. 
In diesem Schwarz-Weiss-
Denken geht völlig unter, dass 
es Menschen gibt, die auf-
grund ihrer psychischen Ver-
fassung, einer Krankheit oder 
irgendeines Schwächezustan-
des keine oder keine volle Ver-
antwortung für ihr unrechtes 
Tun übernehmen können. 
Auch die Initiantin will das 
mitnichten ignorieren. Sie 
scheint letztlich sogar davon 
auszugehen, dass schwere De-
likte immer mit psychischer 
Krankheit zusammenhängen. 
Doch das Strafmass soll nicht 
oder nicht immer davon ab-
hängen, sondern dem Gerech-
tigkeits- und Sühnebedürfnis 
der Gesellschaft entsprechen. 
Zwar würde sie den Gerichten 
gestatten, innerhalb ihrer 
Spielräume einer verminderten 
Zurechnungsfähigkeit Rech-
nung zu tragen und dann 
beim Strafmass im unteren Be-
reich zu bleiben - so ihre Schil-
derung einer Lösung ohne die 
zwei Strafgesetzartikel -, aber 
ohne professionelles Gutach-
ten; dieser Artikel soll ja auch 
gestrichen werden. 
Für Frau Geissbühler hat erste 
Priorität, dass die Öffentlich-
keit das Strafmass mit dem De-
likt in Zusammenhang bringen 
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kann. Das ist die Kurzform ih-
rer Forderung. Aber dieser 
Wunsch kann nicht das Motiv 
sein, ein Prinzip im Strafrecht, 
das Schuldprinzip, das in den 
beiden Artikeln eine tragende 
Säule ist, umzustossen. Dem 
Schuldprinzip kommt sogar 
Verfassungsrang zu. Urteile, 
die gegen die Artikel 19 und 
20 verstossen, verstossen ge-
gen das Willkürverbot der 
Bundesverfassung. Dies wäre 
der Fall, wenn man die beiden 
Artikel streichen und damit 
letztlich riskieren würde, dass 
psychisch vollständig unzu-
rechnungsfähige Leute zu ei-
ner Strafe verurteilt würden. 
Das kann niemand wollen. Der 
Schuldbegriff, der stets ver-
wendet wird, bezieht sich 
nämlich auf die Vorwerfbarkeit 
der Tat. Es geht also darum, 
dass der Täter für die Tat 
überhaupt verantwortlich ist, 
darum, dass ihm das began-
gene Unrecht zur Last gelegt 
werden kann. Wenn wir Arti-
kel 19 streichen, so verurteilen 
wir Personen, denen unter 
Umständen kein Vorwurf ge-
macht werden kann. Das 
Schuldprinzip besagt, dass ein 
Täter nur im Ausmass seiner 
Schuld bestraft werden kann. 
Wenn die Schuld durch man-
gelnde Schuldfähigkeit ver-
mindert ist, so muss das beim 
Strafmass berücksichtigt wer-
den. 
Die parlamentarische Initiative 
will das System der sorgfälti-
gen Erhebung der Schuldfä-
higkeit aufheben. Die Initiantin 
argumentiert mit der Gefähr-
lichkeit von Straftätern und 
dem berechtigten Sicherheits-
bedürfnis der Bevölkerung. 
Aber mehr Sicherheit würde 
mit der Initiative nicht erreicht, 
deshalb besteht kein Hand-
lungsbedarf. 
 
Wir von Eltern gegen Dro-
gen sind der Meinung, dass 
Ihre Forderung bei der Be-
völkerung Unterstützung 

finden würde. Wir bedau-
ern die Ablehnung Ihres 
Vorstosses und danken Ih-
nen für Ihr Engagement 
und das Interview. 
 

Interview durch die Schweizerische Verei-
nigung Eltern gegen Drogen 

 
 
 
 

 

Besuchen 
Sie unsere 
Website: 

 
www.elterngegendrogen.ch 

www.elterngegendrogen.ch 
www.elterngegendrogen.ch 

 

 
 
 
 
 

Editorial 
 

 
 
Ordnungsbussensystem 
setzt falsche Zeichen 
 
Nachdem zwei unsinnigen Ge-
setzesbestimmungen in beiden 
Räten durchgekommen sind, 
scheinen die Drogenlegalisierer 
vorerst befriedigt zu sein. Sie 
haben trotz Ablehnung der 
Cannabis-Initiative folgende 
zwei Gesetzesbestimmungen 
durchgebracht: 
 

1. In Zukunft werden 10 
Gramm des Wirkstoff-
typs Cannabis als gering-
fügig gelten. Es wird für 
die Polizei unmöglich sein, 
vor Ort festzustellen, wie 
viele Gramm Cannabis eine 
Person auf sich trägt. 
Schnell wird sich dieser Ge-
setzesartikel auch im Aus-
land bei den Drogenhanf-
dealern herumsprechen, 
und sie werden mit Portio-
nen von 9 Gramm ihr gros-
ses Geschäft machen. 
Grundsätzlich gibt es keine 
geringfügige Menge. Jede 
Menge ist schädlich und 
fördert den „Ameisenhan-
del“. Zum anderen bedeu-
tet diese Definition zum 
Beispiel, dass bei einem 
THC-Analysewert von 12% 
mit 10 Gramm Marihuana 
50 Joints gedreht werden 
können. Was das Rauchen 
von nur einem Joint bewir-
ken kann, zeigten Versuche 
im Flugsimulator: die Pilo-
ten landeten bis 10 Meter 
neben der Zielgeraden. 

 

2. Mit einem Ordnungsbus-
sensystem für Kiffer wird 
ein falsches Zeichen ge-
setzt. Eine Busse von 100 
CHF ist für viele Kiffer we-
nig abschreckend. Die Poli-
zei wird beim Bussensystem 
auch nicht entlastet. Eine 
Einvernahme der Kiffer vor 
Ort mit anschliessender Ein-
leitung einer Strafverfol-
gung dauert nicht länger als 
das Ausstellen einer Busse. 
Können die Kiffer nicht zah-
len, gibt es eine grosse Bü-
rokratie und am Ende müss-
te trotzdem ein ordentliches 
Verfahren eingeleitet wer-
den. Eine Busse ist für den 
Kiffer im Moment eine Stra-
fe; aber eine Anzeige mit 
einer Massnahme soll eine 
Veränderung des Suchver-
haltens bewirken. 

 

Sabina Geissbühler-Strupler, Präsidentin 
der Schweizerischen Vereinigung Eltern 
gegen Drogen 
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FROHE 
FESTTAGE 
 
 

 
 
 

UND EIN 
GLÜCKLICHES 
2013 
 
WIR WÜNSCHEN IHNEN 

FÜR 2013 GUTE 

GESUNDHEIT UND VIELE 

FROHE STUNDEN, IN 

WELCHEN SIE „ABHEBEN 

OHNE DROGEN“ UND 

SICH ZEIT NEHMEN, DIE 

STILLEN WUNDER ZU 

FEIERN, DIE IN DER 

LAUTEN WELT KEINE 

BEWUNDERER HABEN. 

 
 

 
 

Lebensnahe 
Sucht- 
präventions-  
und  
Erfahrungs-
Workshops 
 
Die Schweizerische Ver-
einigung Eltern gegen 
Drogen unterstützt das 
Suchtpräventionsangebot 
von Herrn Künzler und 
empfiehlt seine lebens-
nahe Suchtpräventions- 
und Erfahrungs-Work-
shops. 
 
Grossangelegte Suchpräventi-
onskampagnen sind wichtig 
und wertvoll. Doch werden 
heutzutage Jugendliche und 
Erwachsene mit Informationen 
zum Thema Sucht überhäuft 
und Statistiken zeigen, dass 
viele zwar theoretisch gut Be-
scheid wissen, was es für Dro-
gen gibt und wie sie wirken, 
aber die eigentlichen Hinter-
gründe nicht kennen. 
 
Was heisst es, süchtig zu 
sein? Wie schleichend be-
ginnt die Sucht? Was war 
vor der Sucht? Wie verän-
dern sich Kontakte inner-
halb und ausserhalb der 
Familie? Welche Persönlich-
keitsveränderungen bringt 
der Konsum von legalen 
und illegalen Drogen mit 
sich? 
 
Als ehemaliger Drogensüchti-
ger ist es mir wichtig, Erwach-
sene und Jugendliche mit mei-
nen Erlebnissen betreffend ihr 
Suchtverhalten zu sensibilisie-
ren und hautnah aufzuzeigen, 
in welchen Teufelskreis die 
Sucht führt. Meine Erfahrun-
gen zeigen, dass die persönli-
che Auseinandersetzung mit 

meiner Lebensgeschichte Er-
wachsene und Jugendliche 
aufhorchen lässt und berührt. 
Dadurch können sie den Zu-
gang zu ihren eigenen, oft un-
bewussten Verhaltensmustern 
und einer möglichen Gefähr-
dung finden. 
 
Zu meiner Person 
 

Ich bin 1964 in Zürich geboren 
und konsumierte während 15 
Jahren weiche und harte Dro-
gen. Nach einer stationären 
Therapie von 1½ Jahren bin 
ich nun seit September 2000 
absolut drogenfrei. Von 2003 
bis 2008 arbeitete ich als Be-
treuer in einer Drogenthera-
piestation. Seither bin ich frei-
beruflich tätig. 
 
Meine Workshops habe ich be-
reits in verschiedenen Klassen, 
Kirchgemeinden und Elternfo-
ren durchgeführt. 
 
Workshop, Kosten, Ort und 
Zeit werden anhand Ihrer Be-
dürfnisse und Möglichkeiten 
festgelegt. Für Fragen und Zu-
satzinformationen stehe ich 
gerne zur Verfügung. 
 
Kontakt: 
 

John Künzler 
Höfliweg 20 
8055 Zürich 
 

Tel. 043 960 05 61 
j.brown@hispeed.ch 
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